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Alles rund um die Wohnkosten
  Betriebskostenaktuell

Ausgabe 78 | August 2022

Die Müllgebühren in den 100 größten deutschen Städten klaffen einer Studie des Eigentümerver-
bands Haus und Grund zufolge deutlich auseinander. Dabei schneiden die norddeutschen Kommu-
nen, die in das Ranking aufgenommen wurden, allerdings gut ab. 

So belegt Flensburg im bundesweiten Vergleich Platz 2, Schwerin Platz 6. Mit Lübeck (17) und Kiel 
(29) landeten zwei weitere norddeutsche Kommunen unter den ersten 30 Städten. Hamburg belegt
Platz 54. Am schlechtesten schnitt Rostock auf Platz 70 ab.

Das gute Abschneiden der norddeutscher Kommunen ist erfreulich. Natürlich hat das auch mit 
dem Einkommensgefälle von Süd nach Nord zu tun. Um so wichtiger ist es, dass die Landesregie-
rungen und Kommunen in Norddeutschland die aktuelle Entwicklung bei den Energiekosten im 
Augen behalten.

Die Kommunen haben bereits ihre Sorge geäußert, dass durch die gestiegenen Gaspreise Stadt-
werke in Schieflage geraten könnten. Hier gilt es, rechtzeitig Auffanglösungen zu entwickeln. Denn 
eines ist auch klar: Viele Haushalte mit geringem Einkommen werden die hohe Energiepreise 
nicht stemmen können.

Ich halte es für sinnvoll, dass Kommunen und Wohnungswirtschaft sich zeitnah zusammensetzen, 
um über die Lage zu beraten und mögliche Auswege zu entwickeln. Dann könnten wir gemeinsam 
mit Forderungen an die Politik herantreten.

Während die Entwicklung der Nettokaltmieten in der Öffentlichkeit immer wieder zu heftigen De-
batten führt, bleibt die sogenannte zweite Miete zumeist außen vor. Dabei, auch das hat die Studie ergeben, stiegen die Abfallgebühren der 100 
größten deutschen Städte seit der Untersuchung vor drei Jahren um acht Prozent auf durchschnittlich 312 Euro.

Auch andere, zumeist von städtischen Unternehmen angebotenen Dienstleistungen wurden deutlich teurer. Als Folge hat die „zweite Miete“ 
zu einer Erhöhung des Wohnens beigetragen. Während es jedoch für die Kaltmiete eine Mietpreisbremse und eine Kappungsgrenze gibt, sucht 
man bei den Gebühren etwas Vergleichbares vergeblich.

Erhöhungen der Preise kommunaler Unternehmen werden zumeist mit höheren Kosten begründet. Während man bei öffentlichen Unterneh-
men Preiserhöhungen akzeptiert, wird bei Wohnungsunternehmen, die ihre Miete anpassen müssen, heftig protestiert.

Mir geht es um mehr Ehrlichkeit. Wenn die Kosten steigen, ist es ganz natürlich, dass die Unternehmen ihre Preise erhöhen müssen. Als soziale 
Vermieter sind sich die im VNW organisierten Wohnungsunternehmen ihrer sozialpolitischen Verantwortung bewusst. Sie erhöhen deshalb 
ihre Mieten zumeist nur, wenn es unbedingt notwendig ist. Zudem schöpfen sie dabei den rechtlich erlaubten Rahmen in der Regel nicht aus.
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